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(No. 1287.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 28ſten April 1831., die Einführung der 
5 revidirten Staͤdte⸗Ordnung in die Provinz Sachſen betreffend. 


8 5 f 

Ich habe in Folge Meiner Beſtimmung vom 17ten Maͤrz d. J. den zum pro⸗ 
vinzialſtaͤndiſchen Verbande der Provinz Sachſen nach der Verordnung vom 
17ten Mai 1827. gehörenden Städten, in welchen die Staͤdte-Ordnung vom 
19ten November 1808. nicht verbindliche Kraft hat, die revidirte Staͤdte⸗Ordnung 
vom 17ten März d. J. verliehen, welches Ich dem Staats miniſterium mit der 
Anweiſung an Sie, den Miniſter des Innern und der Polizei, wegen der Einfuͤh⸗ 
rung derſelben nach den Vorſchriften der Einfuͤhrungs⸗Ordnung von demſelben 
Tage, die erforderlichen Einleitungen unverzüglich zu treffen, zur Veranlaſſung 
der Aufnahme dieſes Befehls in die Geſetzſammlung, fo wie in die Amtsblaͤtter 
der Regierungen zu Magdeburg, Merſeburg und Erfurt bekannt mache. 8 


Berlin, den 28ſten April 1831. f 
| Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


(Jo. 1288.) Vertrag zwiſchen Preußen und Anhalt» Bernburg „ bie Erneuerung der Vertraͤge ae, e, Van ee: 
Era wegen Anſchließung der verfchiedenen Anhalt = Bernburgifchen Landestheile an 7 RT Be E 
das Preußiſche indirekte Steuerſyſtem betreffend. Vom 17ten Mai 1831. 


D. die Dauer der mit Seiner aͤlteſtregierenden Herzoglichen Durchlaucht zu 
Anhalt, wegen des Beitritts mit den verſchiedenen Landestheilen des Herzogthums 
Anhalt⸗Bernburg zu dem Preußiſchen indirekten Steuerſyſteme abgeſchloſſenen 
Vertraͤge mit dem Ende des vorigen Jahres abgelaufen, es aber die Abſicht der 
kontrahirenden Theile iſt, dieſe Verträge zu verlängern und nur bei einzelnen 
Beſtimmungen für die neue Zeitperiode Abaͤnderungen zu treffen; fo haben zu 
dieſem Zwecke zu Bevollmaͤchtigten ernannt: i 5 
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(Ausgegeben zu Berlin den 6fen Juni 1831.) 
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Seine Majeftät der König von Preußen: 

Allerhoͤchſt-Ihren Geheimen Legations⸗ Rath Albrecht Friedrich 

Eichhorn, Ritter des Koͤniglich-Preußiſchen rothen Adler-Ordens 

Zter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreuzes ter Klaſſe am weißen 

Bande ee. ꝛc.; und 8 
Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt: 

Hoͤchſt⸗Ihren Geheimen Legations-Rath Friedrich Wilhelm 
Ludwig Freiherrn v. Salmuth; 

welche, nach vorausgegangener Unterhandlung, uͤber nachſtehende Artikel, unter 
Vorbehalt der Genehmigung uͤbereingekommen ſind. 

Art. 1. Die wegen des Beitritts Seiner Durchlaucht des aͤlteſtregieren⸗ 
den Herzogs zu Anhalt mit den einzelnen Theilen des Herzogthums zu dem 
Preußiſchen indirekten Steuerſyſteme abgeſchloſſenen Vertraͤge, namentlich: 

1) der Vertrag vom 10ten Oktober 4823, Be Beitritts a dem oberen 
Herzogthume; 5 
2) der Vertrag vom loten Oktober 1823. wegen Beitritts mi dem Amte 
Muͤhlingen; 
3) der Vertrag vom 17ten Juni 1826,, wegen Beitritts mit dem unteren 
Herzogthume; 
ſollen vom 1ſten Januar d. J. ab bis zu Ende des Jahres 1839. mit nach⸗ 
ſtehenden Abaͤnderungen und Zuſaͤtzen, verlaͤngert werden. 

Art. 2. Von der Verkuͤndigung der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft ab 
ſoll von Königlich = Preußiſchen und Herzoglich-Anhalt-Bernburgiſchen Untere 
thanen, welche im Gebiete des anderen kontrahirenden Theils Handel und Gewerbe 
treiben, oder Arbeit ſuchen, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleich⸗ 
maͤßig die eigenen Unterthanen derſelben Art unterworfen find, 

Desgleichen ſollen Fabrikanten und andere Gewerbtreibende, welche blos 
für das von ihnen betriebene Geſchaͤft Aufkaͤufe von Waaren machen, oder 
Handlungsreiſende, welche nicht Waaren ſelbſt, ſondern nur Muſter derſelben 
bei ſich fuͤhren und Beſtellungen zu ſuchen berechtigt ſind, auch ſich als Inlaͤnder 
dieſe Berechtigung in dem einen Gebiete durch Entrichtung der g oe Abgaben 
erworben haben, in dem andern Gebiete deshalb keine weiteren Abgaben entrichten. 

Endlich ſollen die Unterthanen in den beiderſeitigen Landen ihre Waaren 
auf die Maͤrkte bringen koͤnnen, ohne dieſes Theils ihres Gewerbes wegen einer 
beſonderen Konzeſſion oder Legitimation oder eines Gewerbeſcheins zu beduͤrfen. 

a Art. 3. Da die im Artikel 14. des Vertrages vom 10ten Oktober 1823. 
wegen Beitritts mit dem oberen Herzogthume Anhalt-Bernburg, Artikel 4. des 
Vertrages vom 10ten Oktober 1823., wegen ? Beitritts mit dem Amte Muͤhlingen 
und Artikel 10. des Vertrages vom 17ten Juni 1826., wegen Beitritts mit 
vn unteren Herzogthume enthaltenen Verabredungen in Beziehung auf die 5 5 

a N eitige 
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feitige Freiheit des Verkehrs mit ſolchen inlaͤndiſchen Erzeugniſſen, welche einer 
Verbrauchſteuer unterliegen, der gehegten Erwartung nicht völlig entſprochen 
haben; ſo ſind die kontrahirenden Theile tiber folgende Beſtimmungen uͤbereinge⸗ 
kommen, welche gleich nach Verkuͤndigung der gegenwärtigen Uebereinkunft in 
Vollzug geſetzt werden ſollen: N 25 

1) Die Herzoglich-Anhalt-Bernburgiſche Regierung wird die Maiſchſteuer und 
zwar mittelſt derſelben Geſetze, wonach ſie bereits in allen übrigen Theilen 

des Herzogthums erhoben wird, auch im Amte Coswig am 1ſten Juli d. J. 
einführen. en >. : 

2) Demnaͤchſt wollen Seine Herzogliche Durchlaucht die erforderlichen Ver⸗ 
fuͤgungen ergehen laſſen, damit vom 1ſten Juli d. J. an eine Gemeinſchaft 
der Einnahme an Maiſchſteuer in den oͤſtlichen Preußiſchen Provinzen und 
im ganzen Herzogthume Anhalt⸗Bernburg Statt finden koͤnne. d 

3) Da, beſonders mit Ruͤckſicht auf das Gewerbe und den Verkehr ihrer Unter⸗ 
thanen, beide kontrahirende Theile ein Intereſſe dabei haben, daß die 
Beſteuerung des Branntweins in jedem Lande genau nach den darüber 
erlaſſenen Vorſchriften in Ausfuͤhrung gebracht werde, ſo wollen ſie ſich 

gegenſeitig die Befugniß einräumen, Beamte abzuordnen, welche ſich von 
der richtigen Erhebung und Kontrole der Getraͤnke⸗Abgaben in dem anderen 
Gebiete Ueberzeugung verſchaffen ſollen. 

4) Was zur Ausfuͤhrung der diesfaͤlligen Beſtimmungen (1., 2. und 3.) erfor⸗ 
derlich iſt, ſoll durch beſondere, von beiden Seiten zu ernennende Kommiſ⸗ 
ſarien berathen, verabredet und demgemaͤß angeordnet werden. 

3) Der geſammte Ertrag der Maiſchſteuer in den dftlichen Preußiſchen Pro⸗ 
vinzen und dem Herzogthume, Anhalt-Bernburg ſoll vermittelſt einer nach 
der Seelenzahl aufzuſtellenden Berechnung zwiſchen beiden kontrahirenden 

Theilen in der Art zur Theilung kommen, daß die Netto⸗Einnahme in den 
beiberfeitigen Landen jährlich gegenſeitig vorgelegt und nach der Volksmenge 
durch Vergütung des Minder⸗Ertrages in der einen oder andern Kaſſe 
ausgeglichen wird. = ea. 

6) Die Verordnungen, wonach gegenwärtig im ganzen Umfange des Herzog⸗ 
thums Anhalt⸗Bernburg eine Abgabe vom Bier erhoben wird, ſollen ohne 
Zuſtimmung der Koͤniglich-Preußiſchen Regierung nicht abgeaͤndert werden 
koͤnnen. e 

7) Wenn Taback im Umfange des Herzogthums Anhalt-Bernburg gebaut 
wird, ſo ſoll dieſer derſelben Abgabe, wie der in den Koͤniglich-Preußiſchen 
Landen erzeugte, unterworfen ſeyn. N 

Art. 4. Der Berechnung des Antheils Seiner Herzoglichen Durchlaucht 
an dem Einkommen von denjenigen Abgaben, welche an der aͤußern Grenze 
erhoben werden, ſoll fuͤr die erſten drei Jahre vom 1ſten Januar d. J. ab das 
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Ergebniß der letzten im obern und untern Herzogthume; imgleichen im Amte 
ühlingen abgehaltenen Volkszählung zu Grunde gelegt, auch in der Folge dieſe 
Volkszaͤhlung von drei zu drei Jahren erneuert und demgemaͤß der Antheil Seiner 
Herzoglichen Durchlaucht auch fernerhin berechnet werden. Auch ſoll, mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die heute abgeſchloſſene beſondere Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Aufhe⸗ 
bung des Elbzolles, bei Anwendung der uͤbrigen allgemeinen Grundſaͤtze der 
Berechnung, wie ſolche im Artikel 3. und 4. des Vertrages vom 10ten Oktober 
1823. beſtimmt ſind, kein Unterſchied zwiſchen dem obern Herzogthume und dem 
untern Herzogthume Anhalt⸗ Bernburg, mit Inbegriff des Amtes Muͤhlingen, 
Statt finden. 

Art. 5. Der Artikel 12. des Vertrages, wegen Beitritts mit dem untern 
Herzogthume vom 17ten Juni 1826., wonach Seine Herzogliche Durchlaucht 
Sich vorlaͤufig das Recht der Forterhebung der Elb⸗ und Saalzoͤlle vorbehielten, 
wogegen es auch der Koͤniglich-Preußiſchen Regierung uͤberlaſſen blieb, von den 
unmittelbar nach dem untern Herzogthume gehenden oder daher kommenden 
Schiffen den Elb- und Saalzoll erheben zu laſſen, tritt in Folge der heute 
abgeſchloſſenen Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Aufhebung des Elbzolles vom 
1ſten Juli d. J. an ganz außer Kraft. 

Art. 6. So weit einzelne Verabredungen des Vertrages vom 10ten 
Oktober 1823. wegen Beitritts mit dem obern Herzogthume in Folge des ſpaͤte⸗ 
ren Beitritts mit dem untern Herzogthume Anhalt⸗Bernburg außer Kraft gekom⸗ 
men ſind, hat es, wie ſich von ſelbſt verſteht, unter vorausgeſetzter Fortdauer 
jenes Beitritts, auch ferner ſein Bewenden. N 

Art. 7. Handelsvertraͤge, welche zwiſchen Preußen und anderen Staaten 
abgeſchloſſen werden und das Intereſſe der Herzoglich Anhalt-Bernburgiſchen 
Unterthanen beruͤhren, ſollen in ihren Folgen den gedachten Unterthanen eben ſo, 
wie den Koͤniglich⸗ Preußiſchen, zu Statten kommen. 

Art. 8. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe der gegenwärtigen Ueberein⸗ 
kunft von der einen oder der andern Seite keine Aufkuͤndigung, ſo ſoll dieſelbe als 
ſtillſchweigend bis zum Ablaufe von abermals 9 Jahren und Di verlängert 
angeſehen werden. 

Zu Urkund deſſen iſt dieſe Uebereinkunft von den n igen Bevdllmach⸗ f 
tigten unterzeichnet und unterſiegelt worden. : 

Berlin, den 17ten Mai 1831. 


Albrecht Friedrich Eichhorn. Friedrich Wilhelm Ludwig 
ES Frhr. von Salmuth. 
„ | (L. S.) 


Der 
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Der vorſtehende Vertrag iſt von Seiner Majeſlaͤt dem Könige unter dem 
19ten Mai und von Seiner Durchlaucht dem aͤlteſtregierenden Herzoge zu An⸗ 
halt unter dem 20ſten ejusdem ratifizirt, und die Ratifikations⸗Urkunden find 
am 3öſten deſſelben Monats zu Berlin ausgewechſelt worden. { 
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(Jo. 1289.) Vertrag zwiſchen Preußen und. Anbalk⸗Bernbutg „ wegen Regulirung der 
Schifffahrts⸗Abgaben auf der Saale. Vom 17ten Mai 1831. 


Miss durch Artikel 32, der Elbſchiffahrts⸗Akte vom 23ften Juni 1821. 
verabredet worden, daß die Anwendung und Ausdehnung der in derſelben ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen auf Nebenfluͤſſe, welche das Gebiet verſchiedener Staaten 
trennen oder durchſtroͤmen, ſo weit nicht beſondere Umſtaͤnde entgegenſtehen, den 
betreffenden Staaten zum beſonderen Abkommen uͤberlaſſen bleiben ſolle, die 
diesfaͤllige Verabredung auch bei der Saale, als Nebenfluſſe der Elbe, bis auf 
die Regultrung der Schiffahrts⸗Abgaben, weſentlich in Ausführung gekommen 
ift, die Feſtſtellung dieſer Abgaben aber bisher in den beſonderen, zwiſchen 
Preußen und Anhalt- Bernburg beſtehenden, Verhaͤltniſſen mancherlei Schwierig⸗ 
keiten gefunden hat; ſo haben Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und 
Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt, in der Abſicht dieſe 
Schwierigkeiten zu beſeitigen und die Benutzung der Saale fuͤr Handel und 
Schiffahrt auf alle Weiſe zu erleichtern, Bevollmaͤchtigte ernannt, naͤmlich: 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen: l 
Allerhoͤchſt-Ihren Berg-Hauptmann Franz Wilhelm Werner 
Freiherrn von Veltheim, Ritter des Koͤniglich-Preußiſchen rothen 
Adler⸗Ordens Zter Klaſſe, Inhaber des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſt 
am weißen Bande; und 25 
Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt: N 
Hoͤchſt⸗Ihren Geheimen Legations-Rath Friedrich Wilhelm Ludwig 
Freiherrn von Salmuth, i 
welche, auf den Grund der vorausgegangenen Unterhandlungen, nachfolgende 
- 1 verabredet und, unter Vorbehalt der Genehmigung, abgeſchloſſen 
haben f 4 ; RES 
Art. 1. Saͤmmtliche bisher auf der Saale beſtandene Zollabgaben, 
ſo wie auch jede, unter was immer fuͤr Namen bekannte, Erhebungen und Auf⸗ 
lagen, womit die Schifffahrt dieſes Fluſſes bisher im Preußiſchen und Anhalt⸗ 
Bernburgiſchen Gebiete belaftet war, ſollen vom Aften Juli d. J. an, mit der 
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in dem ende Artikel @ 3 beſtimmten Ausnahme, ſowohl i im Verkehr i chen 
den beiderſeitigen Gebieten als in dem Verkehr eines derſelben durch das andere 
mit dem Auslande oder umgekehrt, und zwar fuͤr die ganze Strecke des Fluſſes 
von dem Punkte an, wo er überhaupt ſchiffbar iſt, bis zu deſſen Einmuͤndung 
in die Elbe, 1 nicht mehr entrichtet werden. 


Art. Vom 1ſten Juli d. J. an ſoll rückſichtlich des vorbemerkten 
Verkehrs en 1.) nur noch erhoben werden koͤnnen: 
a) auf Preußiſchem Gebiete:; a x 
1) ein Schleufengeld in dem Betrage 8 in der rt, wie folches durch 
die Verordnung vom 31ſten Dezember 1826. und den ihr beigefügten 
Tarif (FKoͤniglich⸗Preußiſche Geſetz⸗ Bemmling Jahrgang 1827. Stuͤck 2. 
Seite 9.) beſtimmt iſ; 
2 ein Seilgeld, wo ſolches 1815. erhoben worden, a zwar von 5 Silber⸗ 
groſchen von jedem Fahrzeuge, fuͤr weißen: das Seil N wird, 
b) auf Anhalt» Bernburgifehem Gebiete: g 


8 1) ein Schleuſengeld bei Bernburg in Ben Fallen, wo ſolches bisher ent⸗ 
= richtet wurde, jedoch nur nach dem dieſer Uebereinkunft beiliegenden 
Tarif; 
ein Seilgend zu Groß⸗ „Wuſſchleben mi 4 un, von jedem Fahrzeuge, 
ER welches das Seil geſenkt wird. 


Art. 3. Unter den Abgaben, wovon der Artikel 1. handelt, ſind die 
Eingangs⸗, Ausgangs = Abgaben und Verbrauchsſteuern nicht begriffen, mit 
welchen einem jeden kontrahirenden Theile das Recht verbleibt, die in ſein eigenes 
Landesgebiet ein⸗ und aus demſelben auszufuͤhrenden Waaren, ſobald fie den 
Fluß verlaſſen haben oder noch nicht auf den Fluß gekommen ſind, nach feiner 
Handelspolitik zu belegen, fofern nicht hierüber die beſonderen, zwiſchen den 
kontrahirenden Theilen abgeſchloſſenen Zoll-Vertraͤge uͤber die Anſchließung 
Anhalt⸗Bernburgs an das Preußiſche indirekte Steuerſyſtem ein Anderes beſtimmen. 


Art Nachdem Preußen mit großem Koſtenaufwande die Saale noch 
in letzter Zeit auf einer großen Strecke, wo ſie es bisher noch gar nicht war, 
ſchiffbar gemacht hat und auch die Anhalt-Bernburgiſchen Unterthanen zur 
Benutzung der Schifffahrt auf der für dieſelbe neu gewonnenen Flußſtrecke, gleich 
den Preußiſchen Unterthanen, zulaͤßt, ſo verpflichtet ſich Anhalt-Bernburg um 
ſo bereitwilliger, auch alle auf ſeinem Gebiete in dieſem Fluſſe ſich etwa findenden 
Schiffahrts⸗ Hinderniſſe zu beſeitigen und insbeſondere die Schleuſe bei Bernburg 

ſtets in ganz brauchbarem Stande zu erhalten, als die diesfaͤllige Verbindlich⸗ 
keit mit der Entſtehung 80 e von ee N erhobenen Gefälle 
Gufanumentähft, 


Art. 5. 
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Art. 5. Seine Majeftät der König von Preußen begeben Sich aller 
Anſprüche, welche wegen Nichtbeachtung der früheren, zwiſchen Preußen und 
Anhalt-Bernburg ruͤckſichtlich der Saal⸗Schifffahrt beſtandenen vertragsmaͤßigen, 
Verhaͤltniſſe gegen Anhalt» Bernburg Preußiſcher Seits erhoben worden find; 
Dagegen wollen auch Seine aͤlteſtregierende Herzogliche Durchlaucht Ihrer⸗ 
ſeits nicht nur allen gegen Preußen in Beziehung auf die Saal⸗Schifffahrt erho⸗ 
benen Anſpruͤchen entſagen, ſondern auch auf die Entſchaͤdigungs⸗Summe Ver⸗ 
zicht leiſten, welche bei Gelegenheit des Beitritts Seiner Herzoglichen Durchlaucht 
mit dem unteren Herzogthume zu dem Preußiſchen indirekten Steuer-Syſteme 
in einem Separat⸗Artikel zu dem Vertrage vom 17ten Juli 1826. fuͤr Anhalt⸗ 
Bernburg, jedoch ohne Anerkennung einer Verbindlichkeit, ſtipulirt worden iſt. 
Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll unverzuͤglich zur Ratifikation eingereicht und 
die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſpaͤteſtens binnen 4 Wochen in 
Berlin bewirkt werden. 5 f Fe 
Dieſſen zu Urkund iſt derſelbe von den beiderſeitigen Bevollmächtigten unter⸗ 
zeichnet und unterſiegelt worden. 5 2% 
Berlin, den 1 7ten Mai 18: 


Franz Wilhelm Werner Friedrich Wilhelm Ludwig 
Frhr. von Veltheim. Frhr. von Salmuth. 
( 8 . S9. 


5 Der vorſtehende Vertrag iſt von Seiner Majeſtat dem Koͤnige unter dem 
19ten Mai und von Seiner Durchlaucht dem aͤlteſtregierenden Herzoge zu Anhalt 


unter dem 20ſten ejusdem ratiſtzirt, und die Ratifikations⸗Urkunden find am 
30ften deſſelben Monats zu Berlin ausgewechſelt worden. 2 - 
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Ä 10 Si die „Sgaa fes auf der "Saale ei Senn a een fi ind, 


a Dan nen Sigi, beſen Asagfibiget 12003. = 


überfteigt, beladen Re nee RUE — Gr. 

ER mobeladen Nenn 5 ER 
3 20 Von einem Oderkahn und allen anberen zum Waaren⸗ 5 

\ Se Belinea eisen: Schiffen, beladen. 4 12 

. 5 unbeladen 4 
30 Fischerkähne, Anhänge, Handkhne Nachen, Gondeln. ATS 


4) Von jeden zwanzig Stücken Floßholz, ſie ſeyen in abe 

11 fle Tafeln, Pletzen, Karfnen, oder auf en eine andere 25 
Art verbunden Dee 210 = 

UAnverbundenes Brenn⸗ und Nußholz 15 auf der ſchiſbaren Saale nicht 
fan verflößt werden. Wird es auf Pletzen oder Floͤßen fortgeſchafft, ſo 
wird eine Klafter Brennholz, und ein Ring Stabholz, einem Stuͤcke Floß⸗ 
bez Ac 8 8 


8 font. ca, eſti . 


EN Sind die zu 15 und 2. genannten Gefaͤße blos mit Ehen, Stein⸗ oder 
Braunkohlen, Holz, Torf, Bruch-, Kalk⸗, Schiefer= und Ziegelſteinen, 
oder mit Erden, imgleichen mit thieriſchem Dunger oder anderen Duͤngungs⸗ 
mitteln, z. B. ausgelaugter Aſche, Duͤngeſalz u. ſ. w. beladen, ſo werden 
nur die fuͤr unbeladene Schiffsgefaͤße feſtgeſetzten Saͤtze entrichtet. 
2) Die Schleufen: Abgabe. tragt der Schiffer, welcher ohne eine beſondere 
AUebereinkunft nicht berechtigt if das Entrichtete dem eee der 
Waare anzurechnen. 


3) Wer es unternimmt, ſich der Abgabe zu entziehen, zahlt, rn derselben, 
den vierfachen Betrag der Abgabe als Strafe. i 
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